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entweder mit anspruchslosen Positionen
begnügen oder langsam aber sicher unter
der doppelten Belastung krank werden.

Warum Tagesschulen erst ab 5. Schuljahr?
Wir befürworten die Einführung der Tages-
schulen ab 5. Schuljahr, weil wir uns be-
wusst sind, dass kleinere Kinder meistens
in die nahe Quartierschule gehen und es
nötig haben, zwischendurch bei der Mutter
«psychisch aufzutanken». Wir wissen wie
wichtig es für die gesunde Entwicklung
eines Kindes ist, dass es in seiner frühen
Jugend von seiner Mutter gut betreut wird.
Je mehr Mütter begreifen, dass sie zum
Wohle ihrer Kinder und damit eigentlich
auch zum Wohle von sich selbst eine Zeit-
lang auf die Berufstätigkeit verzichten soll-
ten, desto besser werden die nachfolgen-
den Generationen im Leben bestehen.
Die jungen Mädchen müssen sich klarwer-
den, dass ihr Leben in drei Phasen ablau-
fen wird. Der Zeit der Ausbildung und der
Konsolidierung des Berufswissens folgt
die Zeit der Mutterschaft, in welcher ihre
ganze Kraft den Kindern zukommen soll.
An diese Phase schliesst sich die Zeit
«danach» an, in der jede Frau auf Wunsch
wieder zu einer ausserhäuslichen Arbeit
zurückkehren kann und nun frei ist für die
Weiterentwicklung im Beruf. Wenn junge
Mütter von Anfang an wissen, dass die
Phase der häuslichen Abgeschlossenheit
nicht ein ganzes Leben, sondern hoch-
stens zehn bis fünfzehn Jahre dauert, kön-
nen sie diese Zeit auch fröhlicher gestal-
ten und erleben.
Nun gibt es natürlich Mütter — es sind
vor allem alleinstehende — die arbeiten
müssen. Für sie müsste in jedem Quartier-
schulhaus ein Klassenzug als Tagesschule
geführt werden, damit sie ihr Kind über
die Mittagszeit gut aufgehoben wissen. In

unserer Initiative wünschen wir deshalb
die Einrichtung der Tagesschule auf frei-
williger Basis schon von der ersten Klasse
an.

Schule der Zukunft
Die Tagesschule ist eine Schule der Zu-
kunft. Sie verlangt von uns ein Umdenken
und eine andere Organisation des Tages-
ablaufs. Aber die nahe Zukunft wird uns
dieses Umdenken abverlangen, weil wir
bald nicht mehr bereit sein werden, uns
viermal im Tag dem Verkehr und dem
«Stress der Strasse» preiszugeben. Wir
werden einsehen lernen, dass wir diese
verlorene Zeit für besseres einsetzen, dass
wir die Qualität des Lebens mit der Tages-
schule heben können.

Nach einem Bericht von Rose-
marie Widmer, Binningen

Ein Ja für straflose Schwanger-
Schaftsunterbrechung
An der vor kurzem vom Schweizerischen
Verband für Frauenrechte in Bern durch-
geführten Studientagung über die Entkri-
minalisierung der Schwangerschaftsunter-
brechung beschäftigten sich zwei Arbeits-
gruppen, eine deutschschweizerische und
eine welsche, mit den verschiedenen Fra-
gen dieses Problemkreises. Im Dezember
1971 ist ja bekanntlich in Bern eine Initia-
tive eingereicht worden, mit welcher die
Ergänzung der Bundesverfassung durch
folgenden Artikel verlangt wird: «Wegen
Schwangerschaftsunterbrechung darf kei-
ne Strafe ausgefällt werden». Sofern die
Initiative nicht zurückgezogen wird — sie
ist mit einer entsprechenden Klausel ver-
sehen — werden sich innerhalb von zwei
Jahren die Stimmbürger dazu äussern
müssen.
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Gegenwärtig ist eine eidgenössische Ex-
pertenkommission damit beschäftigt, einen
Gegenvorschlag zum Initiativtext auszu-
arbeiten. Es wird vom Wortlaut dieses Ge-
genvorschlags abhängen, ob die Initianten
von der Rückzugsklausel Gebrauch ma-
chen oder auf einer Volksabstimmung über
ihr Begehren bestehen werden.
Nach Eröffnung der Tagung durch die
Präsidentin Gertrude Girard-Montet trenn-
ten sich die Deutschschweizerinnen von
den Welschen, um unbehindert von sprach-
liehen Schwierigkeiten zu einer Meinungs-
bildung zu gelangen. Die Gruppe der
Deutschschweizerinnen stand unter der
Leitung von Dr. iur. Marie Boehlen und Dr.
med. Violette Boehringer, beide aus Bern.
Die Juristin und die Ärztin stimmten darin
überein, dass die heutige gesetzliche Re-
gelung unbefriedigend und ungerecht sei.
Art. 120 StGB erlaubt zwar die straflose
Unterbrechung einer Schwangerschaft,
wenn sie das einzige Mittel ist, um eine
Lebensgefahr oder eine dauernde gesund-
heitliche Schädigung von der Schwange-
ren abzuwenden. Während in einzelnen
Kantonen dieser Gesetzesartikel sehr
grosszügig ausgelegt wird, wird er in an-
deren überhaupt nicht zur Kenntnis ge-
nommen. In nicht weniger als zehn Kanto-
nen wird keine einzige legale Interruption
registriert.
In der ganzen Schweiz werden jährlich
rund 20 000 legale Unterbrechungen vor-
genommen, 25 Prozent aufgrund eines me-
dizinischen, 75 Prozent aufgrund eines
psychiatrischen Gutachtens. Die illegalen
Abtreibungen werden auf 50 000 im Jahr
geschätzt. Im letzten Jahr wurden wegen
Unterbrechung ihrer Schwangerschaft ins-
gesamt 59 Frauen und wegen Vornahme
einer Abtreibung 16 Personen gerichtlich
bestraft. Es muss als unwürdig und unge-

recht bezeichnet werden, wenn von 50 000
nur 59 bzw. 16 stellvertretend verurteilt
werden.
Als Nachteil der Initiative wird der lapidare
Text bezeichnet, der dazu führen könnte,
dass sich jeder Laie berechtigt fühlt, eine
Unterbrechung vorzunehmen.

Vom medizinischen Standpunkt aus sollte
der Eingriff nur vom Arzt und von ge-
schultern Hilfspersonal ausgeführt und zu-
dem zeitlich begrenzt werden. Bis zum 3.
Monat ist er nicht gefährlicher als eine
normale Geburt. Begrüssenswert wäre die
Schaffung neutraler Beratungsstellen als
Beistand für junge, unsichere Schwangere;
der endgültige Entschluss müsste aber der
Frau überlassen bleiben. Nach Ablauf ei-
ner Frist von drei Monaten dürfte die In-
terruption nur noch aufgrund einer ärztli-
chen Indikation vorgenommen werden.

Entkriminalisierung ja — Freipass nein
Die Unterbrechung einer Schwangerschaft
darf nur als letzter Ausweg aus einer Not-
Situation in Betracht gezogen werden, als
Mittel zur Geburtenregelung ist sie aus-
drücklich abzulehnen. Deshalb ist vor al-
lern die Verhütung von unerwünschten
Schwangerschaften anzustreben. Als Prä-
ventivmassnahmen wären Sexualerziehung
von Eltern und Schülern sowie die Eröff-
nung von Familienplanungsstellen, von
denen es vorläufig noch viel zu wenige
gibt, ins Auge zu fassen.

Die Ergebnisse der Tagung
Abschliessend hatten die Teilnehmerinnen
Antwort auf eine Anzahl Fragen zu geben.
Einstimmig wurde die Notwendigkeit einer
Gesetzesrevision bejaht. Auch die Schaf-
fung von Familienplanungsstellen, bessere
Sexualerziehung und die Übernahme der

6



Kosten für Interruptionen durch die Kran-
kenkassen wurden von allen Teilnehmerin-
nen gutgeheissen.
Geteilter Meinung waren die Deutsch-
Schweizerinnen und die Welschen vor al-
lern über die neuen gesetzlichen Grund-
lagen. Während sich die ersteren mehr-
heitlich für die Fristenlösung aussprachen
— freier Entscheid der Schwangeren in-
nerhalb der ersten drei Monate — zogen
die letzteren die Erweiterung der Indika-
tionen vor, wobei der heute schon beste-
henden medizinische Indikation die euge-
nische, ethische, soziale und Wirtschaft-
liehe beizufügen wäre. Ferner wurde von
den Welschschweizerinnen gefordert, die
Kantone sollten geeignete Massnahmen
ergreifen, um die Situation der alleinste-
henden und verheirateten Mütter zu ver-
bessern. Vorgeschlagen wurden die Eröff-
nung von Heimstätten für ledige Mütter,
die Ausrichtung von finanziellen Beiträgen
und die Schaffung neuer Kinderkrippen
und -horte.

Nach einem Bericht von
Georgette Wächter

Die Frau bestimmt mit

Als vor kurzem zwei junge Frauen, beide
beim Zürcher Verkehrsverein tätig, zu ei-
nem I.Zürich-Symposium «Die Frau be-
stimmt mit» im Hotel International in Zü-
rich-Oerlikon aufriefen, wusste man nicht
recht, was man damit anfangen sollte.
Ging es hier um die politische Aktivierung
der Frau oder um die Belebung des
Fremdenverkehrs? Aber auf dem Pro-
gramm standen bekannte Persönlichkeiten
als Referenten. Man ging also hin und Hess
sich überraschen.

Und die Überraschung war vollkommen.
Offenbar ist es den Initiantinnen gelungen,
mit der Wahl eines modernen Grosshotels
als Tagungsort und mit der Auflockerung
der politischen Referate und Gespräche
durch Welcome-Cocktail, Kaffeepause und
Modelunch eine grosse Zahl Frauen anzu-
sprechen. Rund 450 Teilnehmerinnen aus
der ganzen Schweiz, sechs sogar aus dem
Ausland, Angehörige verschiedenster Be-
rufe und erfreulich viele nicht mehr berufs-
tätige Hausfrauen, fanden sich im Hotel
International ein und bekundeten damit
ihren Willen zur Mitbestimmung. Die jüng-
ste Teilnehmerin war 18, die älteste 83
Jahre alt.

Das Programm hielt was es versprochen
hatte. Drei aktive Politikerinnen plauder-
ten aus der Schule: Nationalrätin Dr. Li-
lian Lichtenhagen, Zürich, legte dar, wa-
rum Politik auch die Frau etwas angeht,
Elisabeth Kopp-lklé, Gemeinderätin in Zu-
mikon und Mitglied des Erziehungsrates
des Kantons Zürich, ging der Frage nach,
warum der Einzug der Frauen in die Poli-
tik so zögernd vor sich geht, und Doris
Morf, Gemeinderätin von Zürich, berichte-
te über ihre Tätigkeit, die von morgens bis
abends Politik bringt. Die Auseinander-
setzung mit dem Familienrecht blieb zwei
Juristinnen vorbehalten: Dr. iur. Liliane De-
curtins befasste sich mit den zum Teil ver-
alteten Bestimmungen unseres im Jahr
1912 in Kraft getretenen Familienrechts
und Dr. iur. Elisabeth Blunschy, Schwyz,
erläuterte, was die Frau vom Familienrecht
der Zukunft erwartet. Auch zwei Männer
kamen zu Worte: Dr. August E. Hohler, Re-
daktor der National-Zeitung, stellte Mut-
massungen über die Emanzipation an und
Edmond Tondeur, Publizist, nahm neue
Horizonte und alte Hemmnisse unter die
Lupe. Anderntags hatten die Teilnehmerin-
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